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Vorwort 

Es mag auf den ersten Blick verwundern, dass eine Abhandlung zur ge-
richtlichen Durchsetzung fremder öffentlichrechtlicher Forderungen in den 
„Studien zum ausländischen und internationalen Privatrecht" veröffentlicht 
wird. Das Thema scheint kaum privatrechtlicher Natur zu sein. Dennoch 
ist die Veröffentlichung in einer internationalprivatrechtlichen Schriften-
reihe aus zwei Gründen berechtigt: Zum einen lässt sich der Gegenstand 
der Untersuchung nur schwer in eine der klassischen juristischen Diszipli-
nen einordnen; dem Öffentlichrechtler wird das behandelte Problem zu 
international erscheinen, dem Völkerrechtler dagegen zu national, der 
Internationalprivatrechtler wird sich am scheinbar öffentlichrechtlichen 
Gewand stoßen und der Prozessrechtler am materiellrechtlichen Bezug. 
Zum anderen - und vor allem - aber spiegelt der internationalprivatrecht-
liche Charakter der „Studien" die Kernthese der folgenden Untersuchung 
wider: Die Durchsetzung öffentlichrechtlicher Forderungen ausländischer 
Staaten durch inländische Gerichte ist ein Problem des internationalen 
Privatrechts. Der ausländische Staat, der seinen Hoheitsbereich verlässt, 
sich der inländischen Gerichtsbarkeit unterwirft und die inländischen 
Gerichte zur Verwirklichung seines öffentlichen Rechts in Anspruch 
nimmt, unterscheidet sich grundsätzlich nicht von einem privaten Kläger 
aus dem Ausland. 

Die vorliegende Schrift wurde im Sommersemester 2006 von der Fakul-
tät für Rechtswissenschaft der Universität Hamburg als Dissertation ange-
nommen. Sie ist im Zeitraum von Herbst 2002 bis Sommer 2006 ent-
standen. Erste Vorarbeiten begannen während meines Studienjahres an der 
Universität Oxford, den Großteil der Ausführungen habe ich in Hamburg 
während meiner Assistentenzeit am Max-Planck-Institut für ausländisches 
und internationales Privatrecht sowie meiner Referendarzeit am Hanseati-
schen Oberlandesgericht verfasst. 

Das Entstehen der Studie bedurfte zahlreicher Unterstützer, denen ich 
zu großem Dank verpflichtet bin: Professor Jürgen Basedow hat mir nicht 
nur die Möglichkeit gegeben, am Institut als Assistent tätig zu sein; er hat 
das Thema angeregt und die Arbeit betreut. Professor Ulrich Ramsauer hat 
die Mühen des Zweitgutachtens auf sich genommen und dieses sehr zügig 
erstellt. 



VI Vorwort 

Zahlreiche Kollegen und Freunde haben die Arbeit durch kritische An-
merkungen, durch anregende Diskussionen und durch Hilfe bei der Ma-
terialbeschaffung beeinflusst, insbesondere in Hamburg Axel Metzger, 
Christian A. Heinze, Simon Schwarz und Friedrich Wenzel Bulst, in Cam-
bridge Jens M. Scherpe, in Oxford Steven Winter, in Lausanne Bart 
Volders sowie in München Matteo Fornasier. 

Den äußeren Rahmen für die Entstehung dieses Buches hat das Institut 
durch seine produktive Arbeitsatmosphäre, seine Ausstattung und seine 
Bibliothek geschaffen, der Deutsche Akademische Austauschdienst durch 
die Gewährung zweier Stipendien zur Finanzierung meines Studiums in 
Oxford und eines Studienaufenthalts in Den Haag, die Mathews-Stiftung, 
die Deutsch-Britische Juristenvereinigung und das Auswärtige Amt durch 
die Bewilligung großzügiger Druckkostenzuschüsse sowie Ingeborg Stahl 
durch unschätzbaren Sachverstand bei der Manuskriptherstellung. 

Nachhaltig beschleunigt hat das Schreiben der Arbeit meine Tochter 
Helene Benu Dutta durch ihr fröhliches Wesen. Trotz eigener beruflicher 
Verpflichtungen mir den Rücken freigehalten und so manchen Fehler im 
Manuskript beseitigt hat meine Frau Katharina Jenny Dutta. Meine Eltern 
Erdmuthe Dutta-Kunkel und Sadhan Kumar Dutta haben mich durch fort-
währende und tatkräftige Hilfe unterstützt. 

Hamburg, im Oktober 2006 Anatol Dutta 
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§ 1 Einleitung 

Der Londoner Nebel ist legendär. Während früher der Rauch unzähliger 
Kohleöfen und das feuchte Klima der Insel erst die schaurig-romantische 
Kulisse für die Schurken eines Bram Stoker oder Arthur Conan Doyle 
boten, wird der „big smoke", der heutzutage durch einen infernalischen 
Autoverkehr ausgelöst wird, zunehmend zum Ärgernis. Es verwundert 
deshalb nicht, dass die Stadtväter der Millionenmetropole dem Smog den 
Kampf angesagt haben. Als eine wirksame Maßnahme entpuppte sich 
dabei die Einführung einer so genannten congestion charge. Jeder Auto-
mobilist, der in den besonders belasteten Stadtkern fahrt, ist verpflichtet, 
den nicht ganz unwesentlichen Betrag von derzeit £ 8 pro Tag zu entrich-
ten; bei nicht rechtzeitigem Bezahlen wird eine empfindliche Geldbuße 
fallig. Die congestion charge wird mit zeitgemäßer Überwachungstechnik 
von einer Körperschaft namens Transport for London erhoben, die gemäß 
Section 154 Abs. 1 des Greater London Authority Act1 als „Unternehmen" 
der Stadt London errichtet wurde. 

Von Zeit zu Zeit wagt sich sicher auch ein deutscher Tourist mit seinem 
Auto am Marble Arch vorbei in die Oxford Street und ahnt dabei nicht, 
dass damit besagte Gebühr fallig wird. Ein solcher ahnungsloser Tourist 
wird sich nicht nur wundern, was es mit der roten Fahrbahnmarkierung und 
dem überdimensionalen „C" am Eingang der Oxford Street auf sich haben 
könnte. Er wird es wahrscheinlich auch nach seiner Rückkehr in die Hei-
mat nicht erfahren. Geht man für den Moment davon aus, dass die conges-
tion charge sowie die Geldbuße wegen Nichtbezahlens derselben aus deut-
scher Sicht öffentlichrechtliche Forderungen darstellen, so wird es Transport 
for London sehr schwer haben, diese Ansprüche in Deutschland durchzu-
setzen. 

I. Ausgangslage 

Schuld an dieser Quasi-Immunität vor öffentlichrechtlichen Ansprüchen 
ausländischer Staaten ist die schlechte Durchsetzungslage für solche For-
derungen im Inland. Die Hoheitsgewalt eines jeden Staates ist völkerrecht-

1 1999 (UK) c . 29. 
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lieh auf sein Hoheitsgebiet beschränkt2. Ein ausländischer Staat kann damit 
seine öffentlichrechtlichen Forderungen durch die eigenen Behörden und 
Gerichte nur auf seinem Territorium durchsetzen. Solange sich also der 
deutsche Tourist auf dem Boden der britischen Inseln befindet, kann 
Transport for London ohne weiteres ihre öffentlichrechtlichen Forderungen 
selbst vollziehen. Es kann etwa durch Kontrollen gewährleisten, dass keine 
säumigen congestion-charge-Schuldner das Land verlassen, ohne ihre 
Schuld zu begleichen. Die Schwierigkeiten beginnen erst, wenn der öffent-
lichrechtliche Schuldner dem ausländischen Gläubigerstaat weder in Per-
son noch mit seinem Vermögen habhaft ist, sondern etwa nur dem inlän-
dischen Staat. Der ausländische Staat ist dann bei der Realisierung seines 
Anspruchs auf die Mithilfe inländischer Staatsorgane angewiesen. 

1. Schwach ausgeprägte Verwaltungsvollstreckungshilfe 

Theoretisch könnte jede inländische staatliche Stelle bei der Durchsetzung 
der öffentlichrechtlichen Forderung des ausländischen Staates behilflich 
sein. Denkbar wäre zunächst, dass die inländischen Verwaltungsbehörden 
dem ausländischen Staat beistehen und dessen Forderungen - wie inlän-
dische öffentlichrechtliche Forderungen - einseitig im Wege der Verwal-
tungsvollstreckung per Bescheid in einem verwaltungseigenen Verfahren 
ohne Beteiligung der Gerichte beitreiben3. Allerdings dürfen in den meis-
ten Rechtsordnungen die Verwaltungsbehörden aus verfassungsrechtlichen 
Gründen belastende Maßnahmen wie die Beitreibung von fremden öffent-
lichrechtlichen Forderungen nur treffen, wenn sie hierzu vom Gesetzgeber 
ermächtigt wurden4. 

Solche Ermächtigungen für eine grenzüberschreitende Verwaltungsvoll-
streckungshilfe existieren teilweise, auch wenn die Staaten derzeit von 
einer „verwaltungsrechtlichen Exekutivgemeinschaft"5 weit entfernt sind. 
Vor allem haben sich die Staaten auf der völkervertraglichen und europä-
ischen Ebene der gegenseitigen Durchsetzung ihrer öffentlichrechtlichen 
Forderungen durch die Verwaltungsbehörden angenommen und sich in 
verschiedenen Rechtsakten zur Verwaltungsvollstreckungshilfe verpflich-
tet. Auch gegen den deutschen Touristen besteht deshalb unter Umständen 
eine Möglichkeit für Transport for London, ihre £ 8 sowie ein Bußgeld 
wegen Nichtbezahlens derselben zu erlangen. Die Gebührenforderung 

2 Siehe nur StIGH 7.9.1927 (Lotus Case) PCIJ ser. A, No. 9, S. 18. 
3 Vgl. etwa für Deutschland hinsichtlich der öffentlichrechtlichen Forderungen des 

Bundes die Vorschriften des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes vom 27.4.1963, BGBl. 
1953 1 157, zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.12.1997, BGBl. 1997 I 3039. 

4 Vgl. etwa für Deutschland BVerfG 22.3.1983, BVerfGE 63, 343 (366). 
5 Isay, Bonner FG Ernst Zitelmann (1923) 289 (300). 



§ 1 Einleitung 3 

ließe sich eventuell nach der europäischen Beitreibungsrichtlinie6 bzw. 
dem deutschen umsetzenden EG-Beitreibungsgesetz7 mittels der deutschen 
Steuerbehörden8 vollstrecken. Das scheitert aber daran, dass die Beitrei-
bungsrichtlinie trotz ihrer Ausdehnung auf mittlerweile fast sämtliche 
Steuerarten9 Gebührenforderungen anderer Mitgliedstaaten für die Nut-
zung öffentlicher Sachen wie Verkehrsstraßen nicht erfasst. Auch fällt eine 
Kraftfahrzeugssteuer, der die congestion Charge bei steuerrechtlicher Qua-
lifikation allenfalls ähneln würde, nicht unter die Richtlinie. Denkbar wäre 
für Transport for London aber ein Rückgriff auf einen Rechtsakt der Euro-
päischen Union. Seit Anfang 2005 verpflichtet ein Rahmenbeschluss des 
Rates der Europäischen Union die Mitgliedstaaten zum Erlass von Vor-
schriften über die grenzüberschreitende Vollstreckung von Bußgeldern10. 
Weder die congestion charge noch die Bußgeldforderung wegen Nicht-
bezahlens derselben fallen unter diesen Rahmenbeschluss. Zwar basiert 
wohl zumindest die Bußgeldforderung auf einer „Entscheidung" i. S. d. 
Art. 1 lit. a des Rahmenbeschlusses, etwa auf einer behördlichen Entschei-
dung wegen einer Zuwiderhandlung gegen Rechtsvorschriften nach Art. 1 
lit. a Ziff. iii. Aber der Rahmenbeschluss konstituiert nur dann eine Pflicht 
der Mitgliedstaaten zur Vollstreckungshilfe, wenn sich die betreffenden 
Forderungen entweder aus den in Art. 5 Abs. 1 enumerativ aufgeführten 
Straftaten oder Verwaltungsübertretungen ergeben oder nach dem Recht 
des Vollstreckungsstaates gemäß Art. 5 Abs. 3 auf einer Straftat basieren. 
Möglich wäre allenfalls eine Subsumtion der congestion-charge-Forderun-
gen unter Art. 5 Abs. 1 Spiegelstrich 33, der Ansprüche für eine „gegen die 
den Straßenverkehr regelnden Vorschriften verstoßende Verhaltensweise" 
dem Vollstreckungsregime des Rahmenbeschlusses unterwirft. Die con-
gestion charge wird aber kaum von Spiegelstrich 33 erfasst; sie knüpft 

6 Richtlinie 76/308/EWG des Rates vom 15.3.1976 über die gegenseitige Unter-
stützung bei der Beitreibung von Forderungen im Zusammenhang mit Maßnahmen, die 
Bestandteil des Finanzierungssystems des Europäischen Ausrichtungs- und Garantie-
fonds für die Landwirtschaft sind, sowie von Abschöpfungen und Zöllen, ABl. EG 1976 
Nr. L 73, S. 18. 

7 Gesetz zur Durchfuhrung der Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaf-
ten vom 15.3.1976, BGBl. 2003 I 654, zuletzt geändert durch Gesetz vom 9.12.2004, 
BGBl. 2004 I 3310. 

8 Vgl. § 2 Abs. 3 EG-Beitreibungsgesetz (vorherige Note). 
9 Zuletzt durch die Richtlinie 2001/44/EG des Rates vom 15.6.2001 zur Änderung der 

Richtlinie 76/308/EWG über die gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung von For-
derungen im Zusammenhang mit Maßnahmen, die Bestandteil des Finanzierungssystems 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft sind, sowie 
von Abschöpfungen und Zöllen und bezüglich der Mehrwertsteuer und bestimmter Ver-
brauchsteuern, ABl. EG 2001 Nr. L 175, S. 17. 

10 Rahmenbeschluss 2005/214/JI des Rates vom 24.2.2005 über die Anwendung des 
Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen und Geldbußen, ABl. EU 
2005 Nr. L 76, S. 16. 
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nicht an ein Fehlverhalten des Schuldners an. Aber auch auf die Bußgeld-
forderung wegen Nichtbezahlens der congestion Charge findet wohl Art. 5 
Abs. 1 Spiegelstrich 33 keine Anwendung. Das Bußgeld wird schließlich 
nicht verhängt, weil der deutsche Tourist straßenverkehrswidrig in die 
Oxford Street gefahren ist, sondern weil er hierfür nicht rechtzeitig bezahlt 
hat. Auch wäre die congestion charge oder das Bußgeld wegen Nicht-
bezahlens derselben kaum nach deutschem Verständnis eine Straftat nach 
Art. 5 Abs. 3 des Rahmenbeschlusses. Transport for London sind also die 
deutschen Behörden als Helfer bei der Durchsetzung ihrer öffentlichrecht-
lichen Forderungen verschlossen. 

2. Kein Rechtsschutz vor den Gerichten 

Naheliegend ist deshalb, dass ausländische Staaten, soweit die inländi-
schen Behörden mangels Ermächtigungsgrundlage nichts ausrichten kön-
nen, die inländischen Gerichte zur Forderungsdurchsetzung nutzen. Schließ-
lich ist es Aufgabe der Gerichte, subjektive Rechte durchzusetzen. Sie sind 
im Staatsaufbau die zuständigen Stellen, die dem Rechtsuchenden bei der 
Realisierung seiner Ansprüche behilflich sind, und sollten eigentlich auch 
für den ausländischen Staat die erste Anlaufstelle sein. 

Aus diesem Grund öffnen vor allem auf der Ebene des Gemeinschafts-
rechts die Mitgliedstaaten für bestimmte öffentlichrechtliche Forderungen 
ausdrücklich die Tore der inländischen Gerichte. Allerdings handelt es sich 
hierbei um wenige pointillistische Ausnahmen für öffentlichrechtliche For-
derungen im Bereich des Kulturgüterschutzes11 und des Insolvenzrechts12, 
auf die noch einzugehen sein wird, die aber etwa Transport for London bei 
ihrer Forderungsbeitreibung nicht weiterhelfen würden. Nutzlos für Trans-
port for London ist auch das ausgereifte Instrumentarium der europäischen 
Vollstreckungshilfe in Form der Gerichtsstands- und Vollstreckungsver-
ordnung (EuGVO)13 und der Vollstreckungstitelverordnung14. Selbst wenn 
Transport for London vor den englischen Gerichten ein Urteil gegen den 

11 Vgl. Art. 5 der Richtlinie 93/7/EWG des Rates vom 15.3.1993 über die Rückgabe 
von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern, 
ABl. EG 1993 Nr. L 74, S. 74. 

12 Vgl. Art. 39 der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates vom 29.5.2000 über 
Insolvenzverfahren, ABl. EG 2000 Nr. L 160, S. 1. 

13 Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates über die gerichtliche Zuständigkeit und 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
vom 22.12.2000, ABl. EG 2001 Nr. L 12, S. 1, berichtigt ABl. EG 2001 Nr. L. 307, 
S. 28. 

14 Verordnung (EG) Nr. 805/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
21.4.2004 zur Einführung eines europäischen Vollstreckungstitels für unbestrittene 
Forderungen, ABl. EU 2004 Nr. L 143, S. 15. 
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deutschen Touristen erlangt, wird sie dieses in Deutschland nicht nach der 
EuGVO vollstrecken, geschweige denn in England einen Europäischen 
Vollstreckungstitel erlangen können. Sowohl die EuGVO als auch die 
Vollstreckungstitelverordnung sind ausweislich ihres jeweiligen Art. 1 
Abs. 1 auf Zivil- und Handelssachen beschränkt. Zwar wird noch aufzu-
zeigen sein, dass ausnahmsweise nach nationalem Verständnis öffentlich-
rechtliche Forderungen für Zwecke der EuGVO oder der Vollstreckungs-
titelverordnung als privatrechtlich zu qualifizieren sind; aber der Rechts-
streit über die congestion charge als Gebührenforderung für die Inan-
spruchnahme öffentlicher Sachen bzw. der Rechtsstreit über die Geldbuße 
für deren Nichtbezahlen wird keine Zivil- und Handelssache i. S. d. Art. 1 
Abs. 1 der EuGVO und der Vollstreckungstitelverordnung sein, wie ins-
besondere ein Blick auf die Entscheidung des EuGH in Eurocontrol zeigt15. 

Es fragt sich deshalb, ob die inländischen Gerichte auch ohne ausdrück-
liche Ermächtigung zur grenzüberschreitenden Durchsetzung fremder 
öffentlichrechtlicher Forderungen zur Verfügung stehen. Dass dem offen-
bar nicht so ist, folgt aus dem ungeschriebenen Nichtdurchsetzungsgrund-
satzl6, der den inländischen Gerichten verbietet, öffentlichrechtliche For-
derungen ausländischer Staaten durchzusetzen. Die Rechtsprechung - aber 
auch die überwiegende Literatur - sträuben sich mit den verschiedensten 
Argumenten gegen die Idee, ein inländisches Gericht könne einem aus-
ländischen Staat bei der Beitreibung eines öffentlichrechtlichen Anspruchs 
ohne besondere Ermächtigung behilflich sein. Verbreitet sind bei den 
Gerichten vor allem drei Argumentationslinien: Erstens bedeute die ge-
richtliche Durchsetzung einer fremden öffentlichrechtlichen Forderung 
durch den inländischen Richter eine Ausweitung der Staatsgewalt dieses 
Staates über seine Grenzen hinaus und gefährde die Souveränität des 
Forumstaates (Souveränitätsargument)17. Zweitens fehle den inländischen 
Gerichten aus Gründen der Gewaltenteilung die verfassungsrechtliche 

15 EuGH 14.10.1976, Rs. 29/76 (Eurocontrol) Slg. 1976, 1541. 
16 Begriff nach Frey, 13 Syra. L. R. 591 (1961-1962) 591: „Principle of Nonenforce-

ment". 
17 Vgl. KG 19.11.1908, OLGE 20, 91 (91, 92); OLG Hamm 27.4.1912, OLGE 25, 

333 (334 f.); CA Genova 14.1.1932, Riv. dir. int. 1932, 432 (432); Rb. 's-Hertogenbosch 
16.1.1953, Ned. Jurispr. 1954 Nr. 301 (S. 586); Government of India v. Taylor [1955] 
AC 491 (HL) 511 (Lord Keith); Hof Amsterdam 9.4.1959, Ned. Jurispr. 1960 Nr. 149 
(S. 413); LG Offenburg 30.12.1960, IPRspr. 1960/1961 Nr. 172 (S. 551); United States 
of America v. Harden (1963) 41 DLR (2d) 721 (SC Canada) 724 (Cartwright J); 
Commissioner of Taxes v. MacFarland, 1965 (1) SA 470 (WLD) 473 (Vieyra J); 
Attorney-General of New Zealand v. Ortiz [1982] 2 Lloyd's Rep. 224 (CA) 231 
(Lord Denning MR); BSG 26.1.1983, BSGE 54, 250 (255); FL OGH 31.3.1987, IPRax 
1990, 409 (414); Re Tucker [1988] LRC (Coram) 995 (HC Isle of Man) 1002 (Hytner J); 
Re Tucker [1988] Fin. L. R. 378 (RC Jersey) 392 f. (Crill); BGH 4.10.2005, WM 2005, 
2274 (2276). 
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Kompetenz, über die Durchsetzung fremder öffentlichrechtlicher Forde-
rungen zu befinden; eine solche Entscheidung würde die äußeren Ange-
legenheiten des Forumstaates berühren, deren Wahrnehmung anderen 
Staatsorganen zugewiesen sei (Gewaltenteilungsargument)18. Und drittens 
habe der Forumstaat kein Interesse, die fremden Staatsinteressen durch die 
gerichtliche Durchsetzung fremder öffentlichrechtlicher Forderungen zu 
fördern (Interessenargument)19. 

II. Rechtfertigung für eine Untersuchung 

Mit der schlechten grenzüberschreitenden Durchsetzungslage für fremde 
öffentlichrechtliche Forderungen sollte man sich ohne nähere Unter-
suchung nicht abfinden. 

1. Rechtliche Kritik 

Zunächst drängt sich die Frage nach den rechtlichen Ursachen für die 
schlechte grenzüberschreitende Durchsetzungslage auf. Während man die 
geringe Durchsetzungsbereitschaft der inländischen Verwaltungsbehörden 
de lege lata ohne weiteres mit dem Fehlen ermächtigender (gesetzlicher) 

18 Vgl. Moore v. Mitchell, 30 F2d 600 (2d Cir. 1929) 604 (Hand J); State of Ohio v. 
Flower, 59 Pa. D. & C. 14 (1947) 16 (Rowley J); Peter Buchanan Ltd v. McVey [1954] 
IR 89 (HC Ireland) 105 f. (Kingsmill Moore J), bestätigt durch [1954] IR 114 (SC 
Ireland); Government of India v. Taylor [1955] AC 491 (HL) 511 (Lord Keith); United 
States of America v. Harden (1963) 41 DLR (2d) 721 (SC Canada) 724 f. (Cartwright J); 
Banco Nacional de Cuba v. Sabbatino, 84 SCt 923 (1964) 945 (Harlan J); Her Majesty 
the Queen in Right of the Province of British Columbia v. Gilbertson, 433 FSupp 410 
(D.Or. 1977) 411 (Burns J), bestätigt durch 597 F2d 1161 (9th Cir. 1979) 1164 
(Anderson J); Her Majesty's Attorney-General v. Heinemann Publishers (1988) 165 CLR 
30 (HC Australia) 43 f.; Stringham v. Dubois [1993] 3 WWR 273 (CA Alberta) 281 
(Stratton J); United States v. Boots, 80 F3d 580 (1st Cir. 1996) 587 (Campbell J); United 
States v. Pierce, 224 F3d 158 (2d Cir. 2000) 163 (Sack J); Attorney General of Canada v. 
R.J. Reynolds Tobacco Holdings, Inc, 268 F3d 103 (2d Cir. 2001) 112 f., 122 
(Katzmann J); Republic of Honduras v. Philip Morris Companies, Inc, 341 F3d 1253 
(11th Cir. 2003) 1158 (Dubina J); United States v. Pasquantino II, 336 F3d 321 (4th Cir 
2003) 327 (Hamilton J); Pasquantino v. United States, 125 SCt 1766 (2005) 1779 
(Thomas J). 

19 Vgl. KG 19.11.1908, OLGE 20, 91 (91 f.); Government of India v. Taylor [1955] 
AC 491 (HL) 511 (Lord Somervell); BGH 18.2.1957, BGHZ 23, 333 (337 f.); 
LG Offenburg 30.12.1960, IPRspr. 1960/1961 Nr. 172 (S. 551); Banco Nacional de Cuba 
v. Sabbatino, 84 SCt 923 (1964) 950 f. (White J, dissenting); Her Majesty the Queen in 
Right of the Province of British Columbia v. Gilbertson, 597 F2d 1161 (9th Cir. 1979) 
1165 (Anderson J); Trib. Milano 11.2.1985, Riv. dir. int. priv. proc. 1987, 346 (347); 
Republic of Honduras v. Philip Morris Companies, Inc, 341 F3d 1253 (11th Cir. 2003) 
1157 (Dubina J); Pasquantino v. United States, 125 SCt 1766 (2005) 1779 (Thomas J). 
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Normen beantworten und allenfalls de lege ferenda auf eine bessere Zu-
sammenarbeit bei der gegenseitigen Verwaltungsvollstreckungshilfe hof-
fen kann20, bergen zumindest die rechtlichen Gründe für die geringe 
Durchsetzungsbereitschaft der inländischen Gerichte Raum für kritische 
Hinterfragung. So ist es auf den ersten Blick wenig einsichtig, wie eine 
Entscheidung eines Gerichts, dessen Urteil sich der ausländische Staat 
unterworfen hat, die Souveränität des eigenen Staates gefährden kann. 
Auch fragt es sich, warum gerade die Durchsetzung einer fremden öffent-
lichrechtlichen Forderung in die außenpolitische Kompetenz anderer 
Staatsorgane eingreift, dagegen umgekehrt die Nichtdurchsetzung der For-
derung nicht. Auch die Abweisung des ausländischen Staates betrifft das 
Verhältnis des Forumstaates zum ausländischen Staat. Schließlich über-
zeugt auch nicht unmittelbar, dass der inländische Staat kein Interesse an 
einer gerichtlichen Durchsetzung fremder öffentlichrechtlicher Forderun-
gen besitzt. Die meisten Staaten fördern heutzutage nicht nur aufgrund 
völker- oder europarechtlicher Verpflichtungen, sondern auch freiwillig 
auf vielfaltige Weise Hoheitsinteressen anderer Staaten. Warum besteht 
gerade an einer Förderung ausländischer Staatsinteressen durch die ge-
richtliche Durchsetzung fremder öffentlichrechtlicher Forderungen kein In-
teresse der Staaten? 

2. Rechtspolitische Kritik 

Wichtig ist aber auch ein zweiter Grund für die folgende Untersuchung. Es 
wäre rechtspolitisch wünschenswert, wenn öffentlichrechtliche Forderun-
gen grenzüberschreitend durchgesetzt werden könnten. 

a) Pros 

Für eine grenzüberschreitende Durchsetzung öffentlichrechtlicher Forde-
rungen spricht vor allem die grundsätzliche Gerechtigkeitserwägung, dass 
- woran überwiegend auch die rechtspolitische Kritik am Nichtdurch-
setzungsgrundsatz anknüpft21 - derjenige, der Verpflichtungen unterliegt, 

20 Wie etwa Williams & Humbert v. W. & H. Trade Marks (Jersey) Ltd [1986] AC 
368 (HL) 428 (Lord Templeman). 

21 Vgl. State of Oklahoma v. Neely, 282 SW2d 150 (Ark. 1955) 152 (Smith J); 
Williams & Humbert v. W. & H. Trade Marks (Jersey) Ltd [1986] AC 368 (HL) 428 
(Lord Templeman); United States v. Trapilo, 130 F3d 547 (2nd Cir. 1997) 550 in N. 4 
(Meskill J); The European Community v. RJR Nabisco, Inc, 150 FSupp2d 456 (EDNY 
2001) 481 (Garaufis J); Note, 29 Col. L. R. 782 (1929) 787; Leflar, 46 Harv. L. R. 193 
(1932-1933) 216; Note, 84 U. Pa. L. R. 526 (1935-1936) 528; Palmer, 18 U. Cin. L. R. 
498 (1949) 499; Note, 50 Col. L. R. 490 (1950) 492; Note, 77 Harv. L. R. 1327 (1963-
1964) 1330; Castel (1964) 42 Can. Bar R. 277 (278); Johnson, 10 Harv. Int 'l L. J. 263 
(1969) 263 f.; Cohen, 11 Harv. Int 'l L. J. 1 (1970) 3 f.; Greenberg, 43 Brook. L. R. 630 
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sich diesen Verpflichtungen nicht durch einseitige Maßnahmen entziehen 
können soll. Das gilt umso mehr für öffentlichrechtliche Verpflichtungen, 
die jeder Staat zur Aufrechterhaltung seines Gemeinwesens in irgendeiner 
Form gegenüber dem Einzelnen begründen muss; zumal die Staaten das 
Leben ihrer Bürger eher zunehmend als abnehmend regulieren und dabei 
ständig öffentlichrechtliche Forderungen begründen. Die derzeitige 
schlechte grenzüberschreitende Durchsetzungslage führt aber gerade dazu, 
dass sich der Einzelne seinen öffentlichrechtlichen Verpflichtungen ent-
ledigen kann; der Schuldner muss lediglich einen Zugriff des Staates auf 
seine Person und sein Vermögen verhindern. Aufgrund der Beschränkung 
der Hoheitsgewalt eines jeden Staates auf das eigene Territorium erreicht 
der Schuldner dies, indem er seine Person und sein Vermögen vom 
Hoheitsgebiet des Gläubigerstaates fernhält. 

Diese einseitige Entzugsmöglichkeit wird durch die Globalisierung 
noch verstärkt. Die nachhaltige Beschleunigung und Kostenreduktion beim 
Transport von Personen, Waren und Daten als Hauptursachen der Globali-
sierung22 tragen dazu bei, dass der Einzelne seine Person und sein Vermö-
gen schnell und günstig auf der Welt bewegen kann. Den Staaten ist es aus 
rechtlichen und tatsächlichen Gründen nur begrenzt möglich, durch Regu-
lierung zu gewährleisten, dass der Schuldner die durch die Globalisierung 
eröffneten Wege nicht nutzt, um auf diese Weise zwar nicht die Begrün-
dung öffentlichrechtlicher Verpflichtungen, aber eine Durchsetzung der 
Verpflichtungen zu verhindern. Zum einen verträgt sich eine übermäßige 
Beschränkung des grenzüberschreitenden Verkehrs von Gegenständen und 
Personen nur schwerlich mit Integrationsprojekten wie etwa der Europä-
ischen Gemeinschaft. Zum anderen kann der Staat, selbst wenn er dürfte, 
zur lückenlosen Durchsetzung seiner öffentlichrechtlichen Forderungen die 

(1977) 630; Lowenfeld (1979) 163 Recueil des Cours 313 (421); Smith, U. 111. L. R. 241 
(1981) 242; Atik, 8 Yale J. World Pub. Ord. 156 (1981-1982) 160; P. B. Carter (1984) 55 
Brit. Y. B. Int'l L. I l l (114); American Law Institute, Restatement of the Law Third -
The Foreign Relations Law of the United States, Bd. I (1986) 613 (ch. 8 § 483 note 2); 
Smart (1986) 35 Int 'l & Comp. L. Q. 704 (709); Silver, 22 Ga. J. Int'l & Comp. L. 609 
(1992) 623; Siehr, AJP 1999, 962 (965); Strebbel, 21 Loy. L. A. Int'l & Comp. L. J. 55 
(1999) 57 f.; Kovatch, 22 Hous. J. Int 'l L. 265 (1999-2000) 284; Briggs (2001) 
Sing. J. L. Stud. 280 (280); Note, 115 Harv. L. R. 2333 (2002) 2337; App, KKZ 2002, 
157 (157 f.); Collier, Conflict of Laws3 (2001) 369; McDougal/Felix/Whitten, American 
Conflicts Law5 (2001) 164; Dodge, 43 Harv. Int 'l L. J. 161 (2002) 220; Black, 38 
Can. Bus. L. J. 1 (2003) 30; Geimer, Internationales Zivilprozeßrecht5 (2005) Rn. 1981; 
Basedow, in: Basedow/v. Hein/Janzen/Puttfarken (2004) 6 Yb. P. I. L. 1 (63 ff.); grund-
sätzlich für eine grenzüberschreitende Durchsetzung fremder öffentlichrechtlicher 
Forderungen auch Surr, 7 Harv. Int'l L. Club J. 179 (1965-1966) 179 f.; v. Hein, RIW 
2001, 249 (258). 

22 Siehe nur Basedow, in: Basedow/Kono, Legal Aspects of Globalization (2000) 1 
(2) . 
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Grenzen nicht völlig schließen. Das ist praktisch schon nicht durchführbar, 
will ein Staat seine Wirtschaft am globalen Markt nicht behindern. Die 
Realisierbarkeit seiner öffentlichrechtlichen Forderung kann der Gläubi-
gerstaat also nur bedingt selbst sichern. Soll deshalb die Durchsetzung 
einer öffentlichrechtlichen Forderung nicht zur Disposition des Schuldners 
stehen, erscheint es unabdingbar, dass derjenige Staat, in dessen Macht-
sphäre sich der Schuldner aufhält oder sich sein Vermögen befindet, 
anderen Staaten Hilfe bei der Durchsetzung dieser Forderungen leistet. 
Letztendlich schützt hier insbesondere der von Kritikern auch als „highly 
immoral"23 geschmähte Nichtdurchsetzungsgrundsatz allein Steuerhinter-
zieher und andere säumige Schuldner, die als lachende Dritte von den 
Möglichkeiten der Globalisierung einerseits und der Kooperationsunwillig-
keit der Staaten andererseits profitieren. 

b) Cons 

Auch lassen sich nur schwer rechtspolitische Argumente gegen eine mög-
lichst umfassende Durchsetzung fremder öffentlichrechtlicher Forderungen 
finden: „no State can be said to have a legitimate policy against payment of 
its neighbor's taxes"24. Zwar wird zum Teil angeführt, die gerichtliche 
Durchsetzung fremder öffentlichrechtlicher Forderungen führe zu Schwie-
rigkeiten für die inländischen Gerichte, weil sie unbekanntes öffentliches 
Recht anwenden und auslegen müssten25. Darüber hinaus sei zu befürch-
ten, dass die inländischen Gerichte von ausländischen Staaten zur Durch-
setzung ihrer öffentlichrechtlichen Forderungen überlaufen würden26. 
Diese Einwände sind aber kaum überzeugend und gehören zu der „familiar 
parade of the horribles"27, wenn es um die justizielle Zusammenarbeit etwa 
auch in Zivilsachen geht. So vermag insbesondere nicht einzuleuchten, was 
an der Anwendung ausländischen öffentlichen Rechts besonders schwierig 
ist28, zumal die Gerichte ausländisches Privatrecht ohne zu murren anwen-

23 Castel (1964) 42 Can. Bar R. 277 (278). 
24 Milwaukee County v. M.E. White Co, 56 SCt 229 (1935) 234 (Stone J). 
25 Blinkhoff, 18 Corn. L. R. 581 (1932) 584; Freeze, 23 Wash. U. L. Q. 321 (1937-

1938) 334; Cooperman, 34 Cal. L. R. 754 (1946) 755; F. A. Mann (1971) 132 Recueil 
des Cours 9 (170); ders. (1984) 186 Recueil des Cours 9 (44); Lipstein, FS Imre Zajtay 
(1982) 357 (370 ff.); ders., in: Holl/Klinke, Internationales Privatrecht, Internationales 
Wirtschaftsrecht (1985) 39 (51 f.); Daum, 33 111. L. R. 249 (1938-1939) 261; Baade, in: 
Int. Encycl. Comp. L. Bd. III Kap. 12 (1991) 41; ders., 30 Tex. Int'l L. J. 429 (1995) 
483 f.; Snider, 9 Gönz. J. Int'l L. 1 (2005) 32 ff. 

26 Re Bliss • Estate, 202 NYS 185 (1923) 189 (Foley S); Beale, A Treatise on the 
Conflict of Laws, Bd. Ill (1935) 1638. 

27 Palmer, 18 U. Cin. L. R. 498 (1949) 506. 
28 Vgl. auch Pasquantino v. United States, 125 SCt 1766 (2005) 1780 (Thomas J). 
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den29. Vor allem aber vermeidet der Nichtdurchsetzungsgrundsatz in kei-
ner Weise, dass der inländische Richter sich mit dem ausländischen 
öffentlichen Recht auseinander zu setzen hat. Wie noch zu sehen sein wird, 
führt gerade in den Fällen der indirekten Durchsetzung erst der Nicht-
durchsetzungsgrundsatz dazu, dass sich Fragen des ausländischen öffent-
lichen Rechts überhaupt stellen, wenn nämlich der Richter prüfen muss, ob 
eine ausländische öffentlichrechtliche Forderung überhaupt besteht, die 
durch das inländische Gericht indirekt durchgesetzt werden könnte30. 

Berechtigte rechtspolitische Bedenken an der Durchsetzung fremder 
öffentlichrechtlicher Forderungen durch inländische Staatsorgane können 
allenfalls in dreifacher Hinsicht geäußert werden. Zunächst wäre aus Sicht 
des inländischen Staates die Durchsetzbarkeit fremder öffentlichrechtlicher 
Forderungen ein Standortnachteil im Wettbewerb der Staaten um die 
Ansiedelung von Kapital und Personen31. Schließlich schützt der Staat, in-
dem er ausländischen Staaten nur begrenzt zur Durchsetzung ihrer öffent-
lichrechtlichen Forderungen verhilft, Gegenstände und Personen innerhalb 
seines Territoriums vor dem Zugriff anderer Staaten. Sollte er dagegen 
seine Gerichte ausländischen Staaten öffnen, würde dies zu einer Abwan-
derung von Kapital und Personen in andere Staaten führen, die dem Nicht-
durchsetzungsgrundsatz weiterhin anhängen. Potentielle Schuldner könn-
ten nur auf diese Weise einen Gerichtsstand für fremde öffentlichrechtliche 
Forderungen im Inland vermeiden. 

Zweitens darf bei aller „Euphorie des Internationalen"32 nicht übersehen 
werden, dass die grenzüberschreitende Durchsetzung öffentlichrechtlicher 
Forderungen eine illiberale Tendenz aufweist33. Öffentlichrechtliche For-

29 Oklahoma Tax Commission v. Rodgers, 193 SW2d 919 (St Louis CA, Mo. 1946) 
927 (Anderson J); Buckley v. Huston, 291 A2d 129 (NJ 1972) 130 (Jacobs J); Leflar, 46 
Harv. L. R. 193 (1932-1933) 218; Note, 42 Yale L. J. 1131 (1932-1933) 1131; Daum, 33 
III. L. R. 249 (1938-1939) 261; Trott, 47 Mich. L. R. 796 (1948-1949) 800; Waiden, 39 
Ky. L. J. 473 (1950-1951) 474; Albrecht (1953) 13 Brit. Y. B. Int'l L. 454 (463); Kahn 
(1954) 71 SALJ 275 (278); Castel (1964) 42 Can. Bar R. 277 (296); Robertson, 7 
Ariz. L. R. 219 (1965-1966) 237; Stoel (1967) 16 Int 'l & Comp. L. Q. 663 (677 f.); 
Johnson, 10 Harv. Int 'l L. J. 263 (1969) 264; Greenberg, 43 Brook. L. R. 630 (1977) 
641; Silver, 22 Ga. J. Int'l & Comp. L. 609 (1992) 620; Dormann Bessenich, Der 
ausländische Staat als Kläger (1993) 71; Dodge, 43 Harv. Int 'l L. J. 161 (2002) 210; 
Black, 38 Can. Bus. L. J. 1 (2003) 25; Jenn, Illegal nach Deutschland verbrachtes 
ausländisches Staatsvermögen (2004) 40. 

30 Vgl. nur Peter Buchanan Ltd v. McVey [1954] IR 89 (HC Ireland). 
31 J. Schulze, Das öffentliche Recht im internationalen Privatrecht (1972) 153; Smith, 

U. III. L. R. 241 (1981) 267 f.; Baade, in: Int. Encycl. Comp. L. Bd. III Kap. 12 (1991) 
41; ders., 30 Tex. Int'l L. J. 429 (1995) 483 f.; Dodge, 43 Harv. Int'l L. J. 161 (2002) 
216. 

32 Großfeld, Berichte DGVR 18 (1978) 73 (147). 
33 Biscottini, Diritto amministrativo internationale, Bd. II (1966) 443; vgl. gerade 
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